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Gefördert werden muss das Medienschaffen 
«Als ehemaliger Mitarbeiter 
des ‹Volksblattes› hast du es 
vielleicht nicht immer leicht 
im roten Haifischbecken.»  
Diesen Satz entnahm ich 
kürzlich der Rückmeldung 
einer Leserin, die mir ein Lob 
für meine Arbeit aussprechen 
wollte. Ich musste schmun-
zeln, weil er meiner Wahrneh-
mung diametral widerspricht. 
Fast genau ein Jahr ist es nun 
her, seit ich meine Stelle beim 
«Vaterland» angetreten bin. 
Die Rückmeldung besagter 
Leserin gab mir Anlass, diese 
Zeit Revue passieren zu lassen. 
Ich habe ihr geantwortet:  

«Hier beim ‹Vaterland› fühle 
ich mich keineswegs wie in 
einem Haifischbecken – und 
schon gar nicht in einem 
‹roten›. Die Zusammenarbeit 
mit meinen Kolleginnen und 
Kollegen ist hervorragend. Wir 
können dem Journalistenberuf 
frei nachgehen und wir fällen 
alle Entscheide in der Redak -
tion nach eigenem Ermessen, 

es gibt keinerlei Parteidiktat 
oder Ähnliches. Tatsächlich 
habe ich nach nun knapp 
einem Jahr den Eindruck, dass 
es gelungen ist, die redaktio-
nelle Parteibindung abzulegen. 
Mir ist aber auch bewusst, dass 
es noch lange dauern wird, bis 
das bei der Leserschaft glaub-
würdig ankommt.» 

Den letzten Satz bestätigte 
vergangene Woche die im 
Herbst 2023 durchgeführte 
repräsentative Befragung 
zur Mediennutzung: 49 
Prozent der Stammleserschaft 
findet, dass das «Vaterland» 
ausgewogen über VU und FBP 
berichtet. 35 Prozent sind 
anderer Meinung. Und 16 
Prozent antworteten mit 
«weiss nicht». 

Ein Jahr nach dem Ende 
eines 100-jährigen Partei -
zeitungssystems finde ich 
diese Bewertung aber doch 
recht motivierend. Vor allem, 
wenn ich mir vergegenwärtige, 

welche Rückmeldungen uns in 
den letzten 12 Monaten aus der 
Politik erreicht haben. 

Die Wunden des Verlusts 
sind bei FBP und VU  
gleichermassen tief. Für die 
FBP war es ein Schlag, dass 
«ihre Parteizeitung» nicht 
mehr erscheint. Bei der VU 
dauerte es einen Moment bis 
zur Erkenntnis, dass das «Vater-
land» zwar noch jeden Morgen 
im Briefkasten liegt, aber nicht 
mehr «ihre Parteizeitung» ist.  

Die Wunde der «roten» 
Politiker schmerzt vermut-
lich deutlich stärker. Wäh-
rend sich die FBP jeweils 
einreden kann, dass sie im 
«Volksblatt» viel besser weg-
gekommen wäre, spürt die VU, 
dass ihr die letzten Privilegien 
abhanden gekommen sind. 
Privilegien, die sie vielfach gar 
nicht als solche angesehen 
hatte. VU und FBP waren im 
vergangenen Jahr also gezwun-
gen, erste Schritte auf dem har -

ten Boden der journalistischen 
Realität zu machen. Aber 
wollen sie überhaupt laufen 
lernen? Im Moment tendieren 
Vertreter beider Grossparteien 
eher dazu, sich frustriert 
einzuigeln. 

Die Gefahr, dass das noch 
junge parteiunabhängige 
Mediensystem im Keim 
erstickt wird, ist latent vor-
handen. In «roten» Kreisen 
fordern manche bereits eine 
«Eignerstrategie» für das 
Medienhaus, um Berichterstat-
tung zu beeinflussen. In 
«schwarzen» Kreisen wird mit 
der Gründung einer neuen 
Parteizeitung geliebäugelt.  

Zum ersten Showdown wird 
es vielleicht im Zuge der 
Überarbeitung des Medien-
förderungsgesetzes kom-
men. Dann wird sich zeigen, 
ob im Landtag Bestrebungen 
für mehr Journalismus oder 
parteipolitische Partikular -
interessen dominieren.  

Hilfreich wäre es, wenn wir 
anerkennen, dass der gesell-
schaftliche Schaden durch 
das «Volksblatt»-Aus die 
Reduktion der journalisti-
schen Leistung in Liechten-
stein ist. Auf welchem Kanal 
diese Leistung übertragen 
wurde, ist irrelevant. Die 
Frage, ob man sich zwei Tages-
zeitungen wünscht, zielt also in 
eine völlig falsche Richtung.  

Die Frage muss lauten, ob 
wir Medienunternehmen 
wollen, die relevante journa-
listische Leistungen erbrin-
gen. Es ist zwar anzunehmen, 
dass dafür in den nächsten 
Jahren zunehmend digitale 
Kanäle genutzt werden. Sicher 
ist aber nur, dass die Medien-
unternehmen immer dort 
publizieren, wo ihre Nutzer 
sind.  

Was aber, wenn die Nutzer 
sich auf Kanälen bewegen, 
die Medienunternehmen 
nicht profitabel monetarisie-

ren können? Dann wird zuerst 
der Journalismus und am Ende 
die liechtensteinische Medien-
landschaft gänzlich verschwin-
den.  

Wenn wir das nicht wollen, 
braucht es jetzt eine grundle-
gende Neuausrichtung in der 
Medienförderung. Gefördert 
werden muss das Medien-
schaffen, nicht der Verbrei-
tungskanal. Und das aus demo-
kratiepolitischer Sicht einzige 
relevante Förderkriterium ist 
die Informationsleistung. Das 
heisst, journalistische Qualität 
und Reichweite – beides ist 
messbar.

David Sele 
dsele@medienhaus.li

42 Prozent der Einwohner wünschen sich, 
dass es mehr als eine Tageszeitung gibt 
Vor einem Jahr erschien die letzte «Volksblatts»-Ausgabe. Die Volksmeinung bezüglich Medienpluralismus hat sich dadurch nicht verändert. 

David Sele 
 
Knapp ein Jahr nach dem Ende 
des «Volksblatts» präsentierten 
das Liechtenstein-Institut und 
die Regierung vergangene Wo-
che eine Studie zur Mediennut-
zung in Liechtenstein. In der re-
präsentativen Befragung gaben 
42 Prozent der Teilnehmenden 
an, es sei ihnen wichtig oder 
sehr wichtig, dass es in Liechten-
stein zwei Tageszeitungen gibt.  

Wenig überraschend zeigen 
sich dabei Unterschiede, je nach -
dem, welcher Partei sich die Be-
fragten zugehörig fühlen. Wäh-
rend Sympathisanten der VU, 
der Freien Liste und der DpL in 
etwa den Durchschnitt wider-
spiegeln, finden es 59 Prozent 
der FBP-Anhänger wichtig oder 
sehr wichtig, dass es zwei Ta-
geszeitungen gibt. Der Grund 
dürfte sein, dass das «Volks-
blatt» traditionell in einem Na-
heverhältnis zur FBP stand. Die 
FBPler haben mit dem «Volks-
blatt»-Aus also «ihre» Zeitung 
verloren. 

Öffentliche Meinung ist  
seit 2018 stabil geblieben 
Bemerkenswert ist jedoch, dass 
das Ende der ältesten Liechten-
steiner Tageszeitung sich insge-
samt nicht auf die öffentliche 
Meinung bezüglich Medienplu-
ralismus ausgewirkt hat. Bereits 
2018 stellte das Liechtenstein-
Institut nämlich dieselbe Frage. 
Damals fanden es rund 45 Pro-
zent wichtig oder sehr wichtig, 
dass es zwei Tageszeitungen 
gibt. Trotz veränderter Realität 
ist die Bewertung also offen-
sichtlich stabil geblieben. Zu be-
rücksichtigen ist diesbezüglich 

aber auch, dass die finanzielle 
Schieflage des «Volksblatts» 
bereits 2018 hinlänglich be-
kannt war. Damals musste die 
Zeitung ihre Dienstagsausgabe 
streichen, um weiter bestehen 
zu können. 

Massive Einbussen wegen 
politischer Entscheidungen 
Dennoch hatten viele bis zu -
letzt nicht mit dem Ende des 
«Volksblatts» gerechnet. Land-
läufig war die Meinung verbrei-
tet, dass «die FBP» die ihr  
nahestehende Zeitung «schon 
nicht sterben lassen wird».  

Im Februar 2023 musste die 
Liechtensteiner Volksblatt AG 
dennoch ihre Liquidation ein-

leiten. Die Einnahmen aus dem 
Inserategeschäft waren seit Jah -
ren rückläufig. Genauso ge-
schrumpft waren die Umsätze 
mit den Zeitungsabos. Einnah-
men aus Digitalabos konnten 
dies nicht kompensieren. Die 
Bereitschaft, für Online-Inhalte 
zu zahlen, fehle bei vielen Kon-
sumenten, sagte «Volksblatt»-
Geschäftsführer Lucas Ebner in 
seinem Abschiedsinterview mit 
dem «Vaterland». 

Die grössten finanziellen 
Probleme hatten sich gemäss 
Ebner jedoch aus politischen 
Entscheidungen ergeben. Durch 
die massive Reduktion amtli-
cher Kundmachungen gingen 
Hunderttausende Franken Um-

satz verloren. Die 2022 vom 
Landtag beschlossene Abschaf-
fung der Gläubigeraufrufe stell-
te ein weiteres Minus von jähr-
lich 200 000 Franken in Aus-
sicht.  

«Es war nicht der Druck da, 
hier vorwärts zu machen» 
Nicht in Sicht war hingegen die 
seit Jahren angeregte Erhöhung 
der Medienförderung. Zwar lag 
eine entsprechende Gesetzes-
vorlage seit längerem in der 
Schublade der Regierung. Aber 
«es war nicht der Druck da, hier 
vorwärts zu machen», sagte 
Medienministerin Sabine Mo-
nauni rückblickend. Die Reali -
tät aus Sicht der Liechtensteiner 

Volksblatt AG war eine andere: 
Ein massgeblicher Sprung bei 
den Abo- und Inserate ver käu -
fen wurde als unrealistisch ein-
gestuft. Und gleichzeitig sah 
man sich nicht zu weiteren Spar-
massnahmen im Stande. «Wir 
haben die Kosten in den letzten 
Jahren schon massiv nach unten 
gedrückt. Schon lange arbeiten 
wir mit einer extrem dünnen 
Personaldecke. Mehr Sparen 
geht irgendwann nicht mehr, 
ohne dass die Qualität leidet», 
so Geschäftsführer Ebner im 
Abschiedsinterview. 

Am 4. März 2023 erschien 
dann schliesslich die letzte Aus-
gabe des 1878 gegründeten 
«Liech tensteiner Volksblatts». 

Die Titelseite war als überdi-
mensionale Todesanzeige ge-
staltet.  

«Kaum ein Stein bleibt  
auf dem anderen» 
Seither ist das «Liechtensteiner 
Vaterland» die einzige Tages-
zeitung in Liechtenstein. Die 
Vaduzer Medienhaus AG, He-
rausgeberin des «Vaterlands», 
war auf diesen Moment offen-
sichtlich bereits vorbereitet ge-
wesen. Umgehend wurde ein 
neues Redaktionsstatut erlas-
sen, das die journalistische Un-
abhängigkeit garantiert, den 
Journalistenkodex des Schwei-
zer Presserates zum Mass aller 
Dinge erklärt – und vor allem 
die vormalige Parteibindung 
zur VU kappte.  

Zugleich nahm die medien-
politische Debatte in Liechten-
stein wieder Fahrt auf. Nach 
Jahren des Stillstandes schickte 
die Regierung einen Vorschlag 
zur Abänderung des Medien-
förderungsgesetzes in die Ver-
nehmlassung. Eine daraus re-
sultierende Gesetzesvorlage soll 
im ersten Halbjahr 2024 im 
Landtag beraten werden. 

Die Liechtensteiner Volks-
blatt AG ist zwischenzeitlich ab-
gewickelt und aus dem Han-
delsregister gelöscht worden. 
Und «‹Volksblatt›-Aus» wurde 
zum Wort des Jahres 2023 ge-
kürt.  Das Ende der ältesten Ta-
geszeitung Liechtensteins sei 
ein historisches Ereignis und 
habe hohe Wellen geschlagen. 
«Die Medienwelt befindet sich 
im Umbruch. Kaum ein Stein 
bleibt auf dem andern. Auch in 
Liechtenstein nicht», begrün-
dete die Jury ihre Wahl. 

Wie wichtig ist es Ihnen, dass es in Liechtenstein mehr als eine Tageszeitung gibt?
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